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Abkürzungen
Akronyme Vollständiger Name
CCUS Kohlenstoffabscheidung, -nutzung und -speicherung

DG REGIO Europäische Kommission Generaldirektion Regionalpolitik und Stadtentwicklung

DNSH Keine erhebliche Beeinträchtigung

EFTO Europäische Beobachtungsstelle für einen fairen Übergang

EFRE Europäischer Fonds für regionale Entwicklung

ESF Europäischer Sozialfonds Plus

JTF Just Transition Fund

JTM Mechanismus für einen gerechten Übergang

JTO Beobachtungsstelle für einen gerechten Übergang

JTP Plattform für einen gerechten Übergang

MFF Mehrjähriger Finanzrahmen

NECP Nationale Energie- und Klimapläne

PSLF Kreditfazilität für den öffentlichen Sektor

RRF Aufbau- und Resilienzfazilität

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

START Sekretariat für technische Hilfe für Regionen im Übergang

TJTP Territorialer Plan für einen gerechten Übergang

TSI Instrument für technische Unterstützung

JASPERS Gemeinsame Unterstützung für Projekte in europäischen Regionen

ELENA Europäische Fazilität für lokale Energieprojekte

WG Arbeitsgruppe
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1. Fortsetzung der EU-Finanzierung zur Unterstützung langfristiger 
Bemühungen um einen gerechten Übergang.

2. Die Finanzierung soll weiterhin ortsbezogen und an lokale Umstellungspläne 
geknüpft bleiben.

3. Sicherstellung, dass die Einbeziehung aller Interessengruppen 
eine zentrale Priorität bleibt.

4. Ausbau maßgeschneiderter Kapazitätsaufbau und 
Vereinfachung der Verwaltungsprozesse.

5. Vorrang für gefährdete Gruppen und sektorspezifische 
Bedürfnisse bei der Finanzierung.

6. Stärkung der Mehrebenen-Governance durch Stärkung der regionalen 
und lokalen Ebenen.

7. Überprüfen Sie das Modell der Mittelbereitstellung, um 
eine wirksame Unterstützung für einen gerechten 
Übergang zu gewährleisten.

8. Verbessern Sie die lokale Überwachung durch klare 
Leitlinien und unabhängige Überprüfungen.

9. Verfeinerung der Projektförderkriterien, um KMU zu unterstützen, fossile 
Brennstoffe auszuschließen und grüne Wertschöpfungsketten zu 
fördern.

Zusammenfassung
Dieses Diskussionspapier fasst die Beiträge der Mitglieder der Arbeitsgruppe „Zukunft der gerechten Transformation“ der 
Plattform für eine gerechte Transformation und anderer wichtiger Interessengruppen zur möglichen Gestaltung künftiger 
Maßnahmen für eine gerechte Transformation in Europa zusammen. Es fasst Erkenntnisse zusammen, die in vier Sitzungen der 
Arbeitsgruppe mit 20 bis 40 Mitgliedern, drei separaten Umfragen und 23 Positionspapieren zur aktuellen und künftigen 
Gestaltung und Umsetzung des gerechten Übergangs in Europa gewonnen und der Generaldirektion Regionalpolitik und 
Stadtentwicklung (GD REGIO) der Europäischen Kommission übermittelt wurden.

Der Bericht ist in mehrere Kapitel gegliedert. Zunächst wird die Rolle des Mechanismus für einen gerechten Übergang (JTM) im weiteren EU-
Kontext dargelegt. In Kapitel 1 werden anhand von Erkenntnissen der Interessenträger und Erfolgsgeschichten die wichtigsten 
Erfolgsfaktoren für die Umsetzung eines gerechten Übergangs mit Unterstützung des JTM hervorgehoben. In Kapitel 2 wird untersucht, 
wie die künftige Finanzierung einer gerechten Transformation im mehrjährigen Finanzrahmen 2028-2034 auf die Bedürfnisse der 
Regionen im Wandel abgestimmt werden kann, wobei die aus dem JTM gewonnenen Erkenntnisse berücksichtigt und ein Blick in die 
Zukunft geworfen wird. Kapitel 3 enthält Empfehlungen zur Verbesserung der Konzeption und Umsetzung des JTM, um dessen 
Wirksamkeit bei der Erleichterung einer gerechten Transformation in allen EU-Regionen zu steigern und künftige Finanzmittel 
für eine gerechte Transformation besser zu nutzen.

Die Empfehlungen werden im Rahmen des MFR 2028-2034 abgegeben und lassen sich wie folgt zusammenfassen:
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Einführung und EU-Kontext
Die Arbeitsgruppe „Zukunft der gerechten Transformation“ (WG) wurde im Rahmen der Plattform für eine gerechte Transformation (JTP) der 
Europäischen Kommission als Diskussionsforum für Experten für gerechte Transformation eingerichtet, um wichtige Erfolgsfaktoren und 
Bereiche für die Verbesserung des Mechanismus für eine gerechte Transformation (JTM) zu ermitteln und in die künftige 
Gestaltung des mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) 2028-2034 einfließen zu lassen. 1

Die in diesem Papier dargelegten Positionen der WG-Mitglieder wurden in vier WG-Sitzungen und drei separaten Umfragen zu folgenden 
Themen erfasst:

• Umfrage 1: Allgemeine Beiträge zur Ermittlung relevanter Themenbereiche der Arbeitsgruppe (31 Befragte)

• Umfrage 2: Wichtige Punkte des JTM-Rahmens, die gut funktioniert haben und verbessert werden sollten (15 Befragte)

• Umfrage 3: Umfang, Governance und Ausrichtung des künftigen JTM auf die übergeordneten Ziele der EU (26 Befragte)

Darüber hinaus enthält der Bericht Erkenntnisse aus 23 Positionspapieren zur aktuellen und künftigen Gestaltung und Umsetzung des 
gerechten Übergangs in Europa, die der Generaldirektion Regionalpolitik und Stadtentwicklung (GD REGIO) der Europäischen 
Kommission von verschiedenen Interessenträgern vorgelegt wurden. Eine Übersicht über die Organisationen, die Positionspapiere 
eingereicht haben, ist im Anhang enthalten.

Struktur des JTM und EU-Kontext
Der JTM ist ein wichtiges Instrument, das von der Europäischen Union entwickelt wurde, um einen fairen Übergang zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft zu gewährleisten. Er zielt darauf ab, die sozioökonomischen Auswirkungen des Übergangs in Regionen 
zu mildern, die stark von Kohle und kohlenstoffintensiven Industrien abhängig sind. Der JTM bietet gezielte finanzielle 
Unterstützung mit Schwerpunkt auf Umschulung und Weiterqualifizierung, sozialem Zusammenhalt, Schaffung von Arbeitsplätzen 
und wirtschaftlicher Diversifizierung. Im Rahmen des mehrjährigen Finanzrahmens 2021-2027 sollen rund 55 Mrd. EUR für die drei 
Säulen der JTM-Finanzierung mobilisiert werden:

1. Der Fonds für einen gerechten Übergang (JTF)
Es stehen Mittel in Höhe von 19,7 Mrd. EUR zur Verfügung, die voraussichtlich rund 7 Mrd. EUR an nationaler Kofinanzierung 
mobilisieren werden, sodass sich ein Gesamtbetrag von 27 Mrd. EUR ergibt. Die Mittel aus dem JTF werden auf der Grundlage 
des Bedarfs vergeben, der in den territorialen Plänen für einen gerechten Übergang (TJTP) der EU-Mitgliedstaaten angegeben ist, 
um die Gebiete und Sektoren zu ermitteln, die bei der Umstellung auf Klimaneutralität vor den größten Herausforderungen 
stehen.

2. Die InvestEU-Regelung für einen gerechten Übergang
Die Fazilität soll Investitionen in Höhe von 10 bis 15 Mrd. EUR mobilisieren, die größtenteils aus dem privaten Sektor stammen 
sollen. Sie umfasst eine Haushaltsgarantie im Rahmen des InvestEU-Programms und eine InvestEU-Beratungsstelle, die als zentrale 
Anlaufstelle für Beratungsanfragen fungiert.

3. Die Fazilität für Darlehen an den öffentlichen Sektor (PSLF)
Die PSLF kombiniert 1,3 Mrd. EUR aus dem EU-Haushalt mit zusätzlichen Darlehen der Europäischen Investitionsbank in 
Höhe von 6 bis 8 Mrd. EUR, um öffentliche Investitionen in Höhe von 13,3 bis 15,3 Mrd. EUR zu mobilisieren.

Die Plattform für einen gerechten Übergang (Just Transition Platform, JTP) unterstützt die Umsetzung der JTM in den JTF-
Gebieten. Die Plattform bietet Zugang zu Finanzierungsinformationen, regulatorischen Aktualisierungen, sektorspezifischen oder 
regionsspezifischen Initiativen und Toolkits (JTP Knowledge Hub) und fördert den Austausch bewährter Verfahren. Zu den spezifischen 
Dienstleistungen gehören technische Hilfe (JTP Groundwork), formalisierter Austausch zwischen JTF-Gebieten und Experten für einen 
gerechten Übergang (JTPeers), Expertenforen (JTP-Arbeitsgruppen) und regelmäßige Gelegenheiten für Stakeholder, sich zu treffen 
und auszutauschen (JTP-Konferenzen).

Die Unterstützung von kohle- und kohlenstoffintensiven Gebieten bei gleichzeitiger Förderung kohlenstoffarmer Technologien und 
Innovationen ist unerlässlich, um sicherzustellen, dass niemand auf dem Weg der EU zur Klimaneutralität bis 2050 zurückgelassen 
wird1. Der Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft gewinnt an Dynamik und hat asymmetrische Auswirkungen auf die Menschen, 
Gebiete, Industrien und Volkswirtschaften in der EU. Die JTM setzt sich für die Beseitigung dieser Ungleichheiten ein und unterstützt 
gleichzeitig die Umsetzung umfassenderer EU-Initiativen wie den Clean Industrial Deal(2)  und den EU-Kompass für 
Wettbewerbsfähigkeit(3)  ,die beide darauf abzielen, die europäischen Dekarbonisierungsbemühungen in wirtschaftliches und 
industrielles Wachstum umzuwandeln und gleichzeitig hochwertige Arbeitsplätze in Europa zu schaffen.

1 Es gibt zwei „Kreise“ von Arbeitsgruppenmitgliedern: Mitglieder des ersten Kreises gestalten, steuern und führen die Arbeit der Gruppe aktiv durch, während 
Mitglieder des zweiten Kreises ad hoc an einigen Sitzungen der Gruppe teilnehmen und regelmäßig konsultiert werden. Eine Liste der Arbeitsgruppenmitglieder 
und wichtigsten Interessenträger ist im Anhang enthalten.

https://ec.europa.eu/regional_policy/funding/just-transition-fund_en
https://cinea.ec.europa.eu/just-transition-mechanism_en
https://ec.europa.eu/regional_policy/funding/just-transition-fund/just-transition-platform_en
https://just-transition-experts.ec.europa.eu/jtp-knowledge-hub-home_en
https://ec.europa.eu/regional_policy/funding/just-transition-fund/just-transition-platform/supportground_en
https://just-transition-experts.ec.europa.eu/index_en
https://ec.europa.eu/regional_policy/funding/just-transition-fund/just-transition-platform/groups_en
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„Endlich haben wir Unterstützung für einen Wandel erhalten, der seit 30 Jahren im Gange ist.“ – WG-Mitglied

Im Juli 2025 wird die Kommission voraussichtlich Vorschläge für den MFR-Zeitraum 2028-2034 vorlegen. Die Diskussionen und 
Verhandlungen zwischen den Mitgliedstaaten werden in den folgenden Jahren stattfinden, wobei der Finanzrahmen spätestens 
Mitte 2027 verabschiedet werden soll. 4Die künftige Kohäsionspolitik wird die sich abzeichnenden politischen Prioritäten der Union 
widerspiegeln. 5

Kapitel 1: Erfolgsfaktoren für die Umsetzung 
einer gerechten Transformation mit 
Unterstützung des Mechanismus für eine 
gerechte Transformation
Mehrere Faktoren beeinflussen die Wirksamkeit, Fairness und Nachhaltigkeit eines gerechten Übergangs. In diesem Kapitel werden 
die wichtigsten Erfolgsfaktoren für die wirksame Umsetzung eines gerechten Übergangs mit Unterstützung des JTM untersucht, 
die aus den Beiträgen der Interessengruppen während der Arbeitsgruppensitzungen und der ersten und zweiten Arbeitsgruppenumfrage 
abgeleitet wurden. Dieser Abschnitt enthält auch Erfolgsgeschichten aus JTF-Gebieten, die konkrete Beispiele dafür liefern, wie sich der 
Mechanismus positiv auf diese Gebiete ausgewirkt hat.

1.1 Allgemeine Unterstützung für den Mechanismus für 
einen gerechten Übergang

In den Umfragen und Sitzungen der Arbeitsgruppe wurde die Existenz des JTM mit überwältigender Mehrheit befürwortet. Auf die 
Frage, ob die Umsetzung eines gerechten Übergangs im nächsten MFR eine zweckgebundene Finanzierung erfordert, antworteten 100 % der 
Arbeitsgruppenmitglieder mit „Ja“, wobei eine große Mehrheit (80 %) argumentierte, dass der Übergangsprozess weit über das 
Jahr 2027 hinausgeht und daher eine dauerhafte Unterstützung erforderlich ist, um die sozioökonomischen Herausforderungen 
wirksam zu bewältigen. Die Mehrheit der WG-Mitglieder berichtete außerdem, dass die JTM sowohl die Dekarbonisierung 
kohlenstoffintensiver Industrien als auch den Kohleausstieg in ihren Regionen in moderatem, großem oder sehr großem Umfang 
ausgelöst oder beschleunigt habe.

Abbildung 1: Ergebnis einer Umfrage unter den Mitgliedern der Arbeitsgruppe, die im Vorfeld der erstenSitzung der JTP-Arbeitsgruppe „Zukunft 
des gerechten Übergangs” am 5. März 2025 durchgeführt wurde, 31 Umfrageteilnehmer.
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1.2 Klares Ziel und Fokus auf gefährdete Gemeinschaften 
und Gebiete
Der JTM ist der erste Unterstützungsmechanismus in der EU, der speziell auf die Regionen, Branchen und Arbeitnehmer ausgerichtet 
ist, die am stärksten von der Energiewende betroffen sind, und als solcher eine einzigartige Ergänzung zu anderen Elementen der 
Kohäsionspolitik darstellt. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe berichteten, dass ihre Gebiete in einigen Fällen zum ersten Mal 
Unterstützung zur Bewältigung der sozioökonomischen Auswirkungen der Energiewende erhielten. Die klare Zielsetzung und 
Ausrichtung des JTM wurde von mehreren Mitgliedern der Arbeitsgruppe als wesentlicher Erfolgsfaktor hervorgehoben. Darüber 
hinaus betonten die Mitglieder die Wirksamkeit der Unterstützung des Mechanismus für eine Vielzahl von förderfähigen Projekten. 
Diese spezifische und dennoch ganzheitliche Ausgestaltung verleiht dem JTM laut den Mitgliedern der Arbeitsgruppe einen 
zusätzlichen Mehrwert gegenüber anderen EU-Finanzierungsquellen, da sie es den Regionen ermöglicht, Projektausschreibungen 
und Förderlinien auf die spezifischen sozioökonomischen Bedürfnisse ihrer Region zuzuschneiden und gleichzeitig die übergeordneten Ziele 
der EU zu berücksichtigen.

1.3 Territorialer Ansatz
Einer der von den Interessenträgern am häufigsten genannten Erfolgsfaktoren ist der territoriale Ansatz der gemeinsamen 
Marktbelebungsmaßnahmen, der eine auf die spezifischen Bedürfnisse jedes JTF-Gebiets zugeschnittene Unterstützung 
ermöglicht. Über 85 % der Befragten der Arbeitsgruppe stimmten zu, dass bestimmte geografische Gebiete gezielt gefördert werden 
sollten, wobei die Mitglieder der Arbeitsgruppe betonten, dass der territoriale Ansatz von wesentlicher Bedeutung ist. Die Bedeutung des 
territorialen oder ortsbezogenen Ansatzes wurde auch von der Bundesregierung und den Bundesländern in ihrer umfassenden Überprüfung 
der Kohäsionspolitik(6) ,im vierten jährlichen Politikdialog der EU-Initiative für Kohleregionen im Wandel(7) ,vom Europäischen Ausschuss 
der Regionen in seiner Stellungnahme „Ein gerechter Übergang für alle EU-Regionen“(8) und von den Ministern im Rat „Allgemeine 
Angelegenheiten“(9) hervorgehoben.  

Der Hauptgrund für die Befürwortung eines territorialen Ansatzes war, dass die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Herausforderungen, die sich aus der Transformation ergeben, stark lokal begrenzt sind (ca. 60 % der Befragten der Arbeitsgruppe). 
Weitere Gründe waren die Notwendigkeit, eine ungleiche wirtschaftliche Entwicklung der Gebiete innerhalb der Mitgliedstaaten zu 
verhindern, die Notwendigkeit, die Beteiligung lokaler Interessengruppen zu maximieren, und die Vorteile einer erfolgreichen 
Transformation der Kohleregionen zu Netto-Null-Volkswirtschaften, die sich auf den Rest des Landes und die EU auswirken. Der territoriale 
Ansatz wurde auch vom CEE Bankwatch Network in seinem Positionspapier hervorgehoben, in dem beschrieben wird, wie er eine 
stärkere Einbeziehung regionaler und lokaler Behörden fördert und die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie die Einbeziehung 
benachteiligter Gruppen verbessert. (10)Einige Mitglieder der Arbeitsgruppe betonten darüber hinaus die Bedeutung des territorialen 
Ansatzes für die direkte Einbeziehung lokaler Interessenträger in die Planung und Umsetzung der gemeinsamen technologischen Missionen.

Die Zuweisung von Mitteln auf NUTS-3-Ebene (oder darunter) wird sowohl von den Mitgliedern der Arbeitsgruppe als auch vom 
Marschallamt der Woiwodschaft Schlesien in ihrem Schreiben an den Exekutiv-Vizepräsidenten der Europäischen Kommission für 
einen sauberen, gerechten und wettbewerbsfähigen Wandel11 und an das polnische Grüne Netzwerk als erfolgreiches Element des JTM 
angesehen.12  In mehreren Positionspapieren wurde ebenfalls übereinstimmend festgestellt, dass die Mittelzuweisung über das BIP 
hinausgehen sollte, wie ausdrücklich von einem Mitglied des Europäischen Parlaments für Wissenschaft und Forschung13  und der 
Woiwodschaft Schlesien erwähnt, die vorschlugen, die Mittel auf der Grundlage der Kohlenstoffintensität der Wirtschaft, des 
Ausmaßes der Umweltzerstörung und der Arbeitslosenquote in einer Region zuzuweisen.(14)   Ineinem Papier des Green Tank wurde 
vorgeschlagen, dass die Mittelzuweisung davon abhängen sollte, wie schnell eine Region den Übergang vollziehen muss, wobei 
Regionen, die einen schnellen Übergang benötigen, mehr Mittel erhalten sollten. 15  Dieser Ansatz wurde von zwei Mitgliedern der 
Arbeitsgruppe unterstützt.

Strukturell benachteiligte Regionen sind häufig mit geringen Verwaltungskapazitäten, Bevölkerungsrückgang oder langfristigen 
wirtschaftlichen Herausforderungen konfrontiert. In einigen Mitgliedstaaten haben subregionale Fördermaßnahmen wie die JTM 
diesen Regionen Zugang zu EU-Mitteln ermöglicht, ohne dass sie mit besser ausgestatteten regionalen oder nationalen Zentren 
konkurrieren mussten, die in der Regel die Mittel aus größeren Fonds wie dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
oder dem Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) dominieren.
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„DieEntwicklung der TJTPs hat eine langfristige Planung der Übergänge in diesen Regionen ermöglicht und einen Fahrplan für die 
Richtung vorgegeben, in die sich die Regionen bewegen.“– CEE Bankwatch Network18

1.4 Territoriale Pläne für einen gerechten Übergang
Die Verpflichtung der Regionen zur Entwicklung von TJTPs wurde von den Interessengruppen ebenfalls als wichtiger Erfolgsfaktor 
hervorgehoben, allerdings mit einigen Einschränkungen. Sowohl die Mitglieder der Arbeitsgruppe als auch andere Interessengruppen 
wie das CEE Bankwatch Network16 und die Bundesregierung und die Bundesländer17 betrafen die TJTPs als wichtige „Masterpläne” für 
die lokale Just Transition.  

Die im Rahmen des TJTP-Entwicklungsprozesses erforderliche Einbeziehung verschiedener Interessengruppen fördert das 
Engagement der Gemeinschaft und sorgt für Transparenz und Rechenschaftspflicht während des gesamten 
Übergangsprozesses. Nach Ansicht der WG-Mitglieder bietet dies einen erheblichen Mehrwert für die lokalen Interessengruppen 
und verbessert deren Akzeptanz der entwickelten Vision. So können beispielsweise Gewerkschaften dazu beitragen, dass soziale 
Vereinbarungen während der Übergangsprozesse berücksichtigt werden, und sich so an den übergeordneten Ansatz und Zweck des TJTP 
anpassen. Konsultationen zur Entwicklung des TJTP bieten auch einer oft marginalisierten Gruppe – darunter Frauen, junge Menschen und 
Menschen mit Behinderungen – eine Plattform, um zur Zukunft ihrer Regionen beizutragen. Nach Ansicht der 
Arbeitsgruppenmitglieder sollten die Bemühungen zur Einbeziehung dieser Gruppen in Planungsaktivitäten bei der künftigen Finanzierung 
einer gerechten Transformation verstärkt werden. Die Entwicklung von TJTPs bietet auch einen Mehrwert für die regionale und 
nationale Transformationspolitik, indem sie diese beiden Ebenen der Politikplanung und -umsetzung miteinander verbindet. Ein 
Arbeitsgruppenmitglied erwähnte auch, dass die Flexibilität der TJTPs wichtig sei, um Einschränkungen bei der künftigen Umsetzung einer 
gerechten Transformation zu vermeiden und den Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu geben, auf sich ändernde Umstände zu 
reagieren.

Mehrere WG-Mitglieder äußerten die Notwendigkeit einer besseren Koordinierung der TJTPs mit den nationalen Energie- und 
Klimaplänen (NECPs), insbesondere im Hinblick auf wichtige Ausstiegs- und Dekarbonisierungsverpflichtungen, während andere WG-
Mitglieder betonten, dass dieser Ansatz nicht immer wirksam ist. Während einige WG-Mitglieder der Ansicht waren, dass die 
bestehenden nationalen Pläne die TJTP ihrer Region hätten ersetzen können, herrschte unter den WG-Mitgliedern Einigkeit darüber, dass 
eine detailliertere Abstimmung der TJTPs mit der Planung auf nationaler Ebene und einer umfassenderen europäischen Kohäsionspolitik für 
eine wirksame Umsetzung der gerechten Energiewende wichtig sein kann.

1.5 Aktive Einbindung der Interessenträger
Auf die Frage, welche Elemente des JTM in Zukunft beibehalten werden sollten, betonten die WG-Mitglieder, wie wichtig es ist, 
die Interessengruppen in die Planung und Umsetzung des JTM einzubeziehen. Die WG-Mitglieder hoben hervor, dass der flexible Ansatz zur 
Einbeziehung der Interessengruppen einer der Erfolgsfaktoren des JTM ist. Der JTM ermöglicht es den Regionen, ihren Ansatz zur 
Einbeziehung der Interessengruppen so anzupassen, dass sowohl die Bedürfnisse der Region als auch die bestehenden 
Strukturen innerhalb des Mitgliedstaats berücksichtigt werden. Es wurden Top-down-, Bottom-up- und kombinierte Governance-
Modelle umgesetzt, um die Vorteile der Perspektiven der lokalen Interessengruppen erfolgreich zu maximieren.

Der Erfolg einer aktiven Einbindung der Interessengruppen hängt eng mit der Entwicklung von TJTP zusammen. Das CEE 
Bankwatch Network hat insbesondere die Rolle des territorialen Ansatzes bei der Förderung der Beteiligung regionaler und lokaler 
Behörden sowie die Einbeziehung schutzbedürftiger Gruppen durch öffentliche Beteiligung hervorgehoben.19  Darüber hinaus hat das Institut 
für Europäische Energie- und Klimapolitik im Rahmen des EU-Projekts JUSTEM gezeigt, wie strukturierte, iterative Prozesse zur 
Einbeziehung von Interessenträgern die Qualität der Umsetzung von TJTP verbessern und die langfristige Eigenverantwortung der 
lokalen Gemeinschaften fördern können. 20  Daher wurde der Beitrag einer Vielzahl von Interessenträgern von den Mitgliedern 
der Arbeitsgruppe als ein Element der JTM identifiziert, das beibehalten werden sollte.

Darüber hinaus haben die Mitglieder der Arbeitsgruppe begrüßt, dass die Einbindung der Interessenträger durch JTM einen direkten Kontakt 
zwischen Vertretern der Europäischen Kommission und den JTF-Gebieten ermöglicht hat. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe teilten außerdem 
mit, dass die aktive Einbindung der Interessenträger zur Umsetzung erfolgreicher Projekte geführt hat, die sich an Gruppen richten, 
die häufig von der Transformation betroffen sind – kohlenstoffintensive Arbeitnehmer, KMU und unterrepräsentierte Gruppen, darunter 
Frauen und junge Menschen. Eine ähnliche Position vertritt die Internationale Arbeitsorganisation, die betont, dass Regierungen und 
Sozialpartner auf nationaler, branchenbezogener, lokaler und betrieblicher Ebene zusammenarbeiten sollten, um Maßnahmen für 
einen gerechten Übergang gemeinsam zu entwickeln, umzusetzen und zu überwachen. (21)  Eine kontinuierliche Einbeziehung der 
Interessenträger während des gesamten Prozesses des gerechten Übergangs, beispielsweise über Arbeitsgruppen innerhalb der JTF-
Überwachungsausschüsse oder durch die direkte Einbeziehung der Interessenträger in die Überwachungsausschüsse, wurde 
ebenfalls empfohlen.
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Transformationszentrum in Ústí nad Labem, Tschechische Republik
In der Tschechischen Republik fließt fast die Hälfte (740 Millionen Euro) der JTF-Mittel in 22 strategische Projekte, die 
häufig harte und weiche Maßnahmen kombinieren. Eines dieser strategischen Projekte ist das Transformationszentrum 
in Ústí nad Labem. Es wird umfassende Dienstleistungen für die Transformation der Region bereitstellen – von einer 
offenen Datenplattform zur Unterstützung der Entscheidungsfindung und Förderung von KMU und Start-ups bis hin 
zu fortschrittlichen Energiemanagementdiensten und Dienstleistungen zur Wiederbelebung der Region. Das Zentrum 
wird auch Räumlichkeiten für Workshops und ein Restaurant oder Café umfassen, um das Engagement der Bevölkerung 
zu stärken. Das Transformationszentrum wird in einem umgebauten Grundschulgebäude untergebracht sein.

„Job aLer Coal“ in Wielkopolska, Polen
Der Ausstieg aus der Braunkohleförderung in der polnischen Region Wielkopolska hat tiefgreifende Auswirkungen 
auf die Beschäftigung. Mit einem Beitrag von fast 42 Millionen Euro aus dem JTF unterstützt das Projekt „Job after Coal“ die 
Umschulung und Weiterqualifizierung von 2.200 Menschen und hilft ihnen bei der Suche nach einer neuen 
Beschäftigung. Das Projekt richtet sich in erster Linie an ehemalige Bergbau- und Kraftwerksarbeiter, steht aber auch 
Arbeitnehmern in vom Bergbau und der Energieerzeugung abhängigen Branchen sowie Familienangehörigen der betroffenen 
Arbeitnehmer offen. „Job after Coal“ ist eine Basisinitiative der Gewerkschaften.

1.6 Fähigkeit, sowohl „harte“ als auch „soL“-Maßnahmen zu 
unterstützen

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe betonten, dass die Unterstützung sowohl „harter“ Maßnahmen wie Infrastrukturinvestitionen als 
auch „weicher“ Maßnahmen wie Umschulungsprogramme für Arbeitskräfte ein wesentlicher Erfolgsfaktor des JTM ist. Dieser 
Aspekt wurde auch in Positionspapieren, beispielsweise dem des Marschallamtes der Woiwodschaft Schlesien, erwähnt.22  Die 
Flexibilität bei der Projektförderfähigkeit ermöglicht es einer Vielzahl von Begünstigten, Unterstützung aus dem JTM zu erhalten, 
was bei anderen EU-Fonds nicht der Fall ist.

Allerdings haben harte und weiche Maßnahmen oft unterschiedliche Zeitpläne, was es manchmal schwierig macht, beide in ein 
JTM-Projekt einzubeziehen. Die WG-Mitglieder sprachen sich für die Ausweitung weicher Maßnahmen wie Investitionen in 
Qualifikationen und Bildung aus, um den sozialen Bedürfnissen im nächsten Förderzeitraum gerecht zu werden. Eine Ausweitung oder 
zumindest Fortsetzung der weichen Maßnahmen im Rahmen des JTM würde den Regionen Kontinuität bei der Bewältigung der 
relevanten sozialen Herausforderungen in ihrer Region verschaffen und es ihnen ermöglichen, auf der bereits im Rahmen des JTM 
aufgebauten Einbindung der Interessengruppen aufzubauen und diese zu nutzen.

Aktive Einbindung von Interessengruppen in Ida-Viru, Estland
Die Region Ida Virumaa ist das Zentrum der Schieferölförderung in Estland, wodurch die Region und ihre 133 000 
Einwohner besonders anfällig für die Auswirkungen des Übergangs zur Klimaneutralität sind. Estland hat eine 
umfassende Partnerschaft ins Leben gerufen, um sicherzustellen, dass die Bedürfnisse und Perspektiven aller in der TJTP 
und ihrer Umsetzung berücksichtigt werden. Besonderes Augenmerk wurde auf öffentliche Konsultationen gelegt, 
darunter eine Meinungsumfrage, die in die Entwicklung des TJTP einfloss und über 1.500 Antworten hervorbrachte. Die 
Ida-Viru-Jugendklimaversammlung, bestehend aus 40 jungen Menschen aus Ida-Viru, formulierte ebenfalls Empfehlungen für 
den TJTP, und die Teilnehmer gründeten eine NGO, um die Entwicklung und Umsetzung des TJTP zu überwachen.

https://icuk.cz/en/pro-region/tcuk/
https://pracapoweglu.pl/eng/
https://energy.ec.europa.eu/topics/oil-gas-and-coal/eu-coal-regions/knowledge-products-draft/youth-climate-assembly-ida-viru-case-study_en
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Unterstützung beim Kapazitätsaufbau in Savinjsko-Šaleška und Zasavje, 
Slowenien
Die beiden JTF-Gebiete Sloweniens, Savinjsko-Šaleška und Zasavje, stellen sich auf eine Zukunft ohne Kohle ein. In beiden 
Regionen finanziert die JTF Zentren für einen gerechten Übergang, die gezielte Unterstützung und Kapazitätsaufbau für 
die Umsetzung des gerechten Übergangs bieten. Die Zentren für einen gerechten Übergang sind innerhalb der 
regionalen Entwicklungsagenturen der jeweiligen JTF-Gebiete tätig und bieten eine Reihe von Unterstützungsleistungen 
an. Das Just Transition Centre von Savinjsko-Šaleška beispielsweise unterstützt KMU, Kommunen und lokale Akteure bei 
der Projektentwicklung und der Einbindung von Interessengruppen. Das Zentrum bietet auch eine Reihe von speziellen 
Schulungen für Akteure an, die eine Förderung durch die JTF beantragen möchten.

1.7 Unterstützung beim Kapazitätsaufbau
Die nichtfinanzielle Unterstützung, die die JTM über die Plattform für einen gerechten Übergang an öffentliche Verwaltungen, 
Nichtregierungsorganisationen und andere Begünstigte in JTF-Gebieten leistet, wurde von den Mitgliedern der Arbeitsgruppe ebenfalls als 
wichtiger Erfolgsfaktor hervorgehoben. Viele Regionen und Begünstigte sind klein und verfügen nur über begrenzte Ressourcen und 
Fachkenntnisse für die Planung und Umsetzung eines gerechten Übergangs. Durch Kapazitätsaufbau in Form von technischer Hilfe, 
Austausch bewährter Verfahren zwischen Regionen, Wissensaustausch über Toolkits und Leitlinien, Expertenforen und 
Konferenzen erhielten alle Regionen Zugang zu wertvoller Unterstützung und Erkenntnissen, die ihnen sonst nicht zur Verfügung 
gestanden hätten. Der Aufbau von Kapazitäten kann auch von der Region für einen gerechten Übergang selbst geleistet werden, wie 
das folgende Erfolgsbeispiel aus Slowenien zeigt, oder wie in Schlesien, wo die regionale Beobachtungsstelle für den 
Übergangsprozess Workshops für lokale Interessengruppen in den Teilregionen anbietet, einschließlich Informationen zur Entwicklung von 
Projektvorschlägen.

Insbesondere die technische Hilfe im Rahmen von JTP Groundwork wurde in den Arbeitsgruppensitzungen als wichtiges Element 
hervorgehoben, wobei die Mitglieder übereinstimmend feststellten, dass die Hilfe wirksam war und sehr geschätzt wurde. Auch im 
Positionspapier des polnischen Grünen Netzwerks wurde JTP Groundwork als wichtiger Erfolgsfaktor genannt23,und die Mitglieder der 
Arbeitsgruppe betonten die Bedeutung und Nützlichkeit der vielfältigen Mechanismen zum Kapazitätsaufbau, die im Rahmen des JTP 
angeboten werden. Die Unterstützung beim Kapazitätsaufbau durch andere europäische Akteure, darunter die Technische Hilfe für 
Regionen im Übergang (START), das Instrument für technische Unterstützung (TSI), die Gemeinsame Hilfe zur Unterstützung von Projekten in 
europäischen Regionen (JASPERS) und die Europäische Hilfe für lokale Energieprojekte (ELENA), wurde ebenfalls hervorgehoben. Die 
Mitglieder der Arbeitsgruppe sprachen sich außerdem dafür aus, die technische Unterstützung den Begünstigten nach Möglichkeit in ihrer 
Landessprache anzubieten, um die Einbeziehung der lokalen Interessenträger zu maximieren. Gezieltes Fachwissen und technische 
Unterstützung werden ebenfalls als wichtige Instrumente für die Regionen angesehen, um den Verwaltungsaufwand im 
Zusammenhang mit JTM-Anträgen und deren Umsetzung zu bewältigen.

Abbildung 2: Ergebnis der Umfrage unter den Mitgliedern der Arbeitsgruppe, die zur Vorbereitung der erstenSitzung der JTP-Arbeitsgruppe „Zukunft des 
gerechten Übergangs“ am 5. März 2025 durchgeführt wurde, 31 Umfrageteilnehmer

https://www.interregeurope.eu/good-practices/establishment-of-sasa-just-transition-center
https://ec.europa.eu/regional_policy/funding/just-transition-fund/just-transition-platform/supportground_en
https://energy.ec.europa.eu/topics/clean-energy-transition/eu-coal-regions-transition/start-technical-assistance_en
https://commission.europa.eu/funding-tenders/find-funding/eu-funding-programmes/technical-support-instrument/technical-support-instrument-tsi_en
https://jaspers.eib.org/
https://www.eib.org/en/products/advisory-services/elena/index
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Kapitel 2: Bessere Anpassung des JTM an die sich 
wandelnden Bedürfnisse von Regionen im 
Wandel in schwierigen Zeiten
Der Übergang sieht in jedem EU-Mitgliedstaat und jedem JTF-Gebiet anders aus, was zu unterschiedlichen Übergangsbedürfnissen 
und Schwerpunkten in der gesamten EU führt. Dieses Kapitel konzentriert sich auf übergreifende Elemente, die für jedes JTF-Gebiet 
relevant sind, und kombiniert die aus dem JTM gewonnenen Erkenntnisse mit Vorschlägen, wie die Bedürfnisse der sich im 
Wandel befindlichen Regionen im MFR 2028–2034 besser berücksichtigt werden können.

2.1 Sicherstellung einer gezielten Finanzierung
Die Mitglieder der Arbeitsgruppe lobten zwar den ganzheitlichen Ansatz des JTM, stellten jedoch auch Konzeptionell Lücken fest, die dazu 
führen können, dass benachteiligte Gruppen und unterstützungsbedürftige soziale und wirtschaftliche Aktivitäten ausgeschlossen 
werden.

Die Integration benachteiligter Gruppen ist eine Herausforderung für alle EU-Fonds, und die Interessengruppen haben festgestellt, dass es in 
einigen JTF-Gebieten an sozialer Unterstützung für benachteiligte Gruppen mangelt. Zwar ist die gezielte Förderung solcher Gruppen im 
Rahmen der TJTP möglich, doch haben viele Mitgliedstaaten dies in der Praxis nicht priorisiert. Ohne gezielte Ausrichtung werden 
benachteiligte Gruppen häufig bei der Planung und Umsetzung der JTM-Maßnahmen nicht berücksichtigt und dadurch 
möglicherweise weiter marginalisiert. Zwar gibt es im Rahmen der aktuellen JTM Beispiele für umfassende soziale 
Unterstützungsprojekte, wie aus der Erfolgsgeschichte aus Polen hervorgeht, doch wurde die soziale Unterstützung in einigen Fällen 
als zu begrenzt beschrieben. Ein WG-Mitglied berichtete von Arbeitsprogrammen, die nur für die unmittelbar von der Umstellung 
betroffenen Arbeitnehmer in ihrer Region verfügbar waren, während die Unterstützung für andere betroffene soziale Gruppen, wie die 
Familien der Arbeitnehmer, die ihren Arbeitsplatz verloren haben, oder Gemeinden, die in größerem Umfang vom allmählichen 
Zusammenbruch der kohlenstoffintensiven Industrie betroffen sind, vernachlässigt wurde. Diese Lücke wurde auch im 
Zusammenhang mit dem Erfolg der JTM bei der Unterstützung sowohl harter als auch weicher Maßnahmen angesprochen, wie in 
Abschnitt 1.6 .beschrieben

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe forderten, dass künftige Finanzmittel für einen gerechten Übergang speziell auf 
schutzbedürftige und unterrepräsentierte Gruppen ausgerichtet werden. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe haben wiederholt die 
Notwendigkeit einer stärkeren sozialen Unterstützung betont. Ein Mitglied berichtete, dass die tatsächlichen sozialen Bedürfnisse 
aufgrund seiner Erfahrungen vor Ort weit über die in den TJTPs ermittelten Bedürfnisse hinausgehen.

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe und in ihren Positionspapieren forderten auch eine gezieltere Unterstützung der wirtschaftlichen 
Entwicklung, die zwischen den unterschiedlichen sektoralen und geografischen Erfordernissen des Übergangs unterscheidet. Die Mitglieder 
der Arbeitsgruppe haben einen wesentlichen Unterschied zwischen den Bedürfnissen kohlenstoffintensiver Sektoren, die Unterstützung 
bei der Dekarbonisierung benötigen, wie beispielsweise die Stahlindustrie, und anderen Sektoren, die auslaufen müssen, wie 
beispielsweise die Kohleindustrie, hervorgehoben. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe sehen die Notwendigkeit, den Anwendungsbereich 
des JTM auf weitere Regionen und Sektoren auszuweiten, wobei sie darauf hinweisen, dass ein größerer Anwendungsbereich mit 
einer Aufstockung der Mittel einhergehen muss, um alle Bedürfnisse abzudecken.

2.2 Verfeinerung des Bereitstellungsmodells für 
Finanzmittel für einen gerechten Übergang
Die Mitglieder der Arbeitsgruppe forderten eine bessere Koordinierung und Umsetzung der InvestEU-Regelung für einen gerechten Übergang 
und des PSLF. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe begrüßen, dass die InvestEU-Regelung für einen gerechten Übergang die 
Kombination verschiedener EU-Fonds ermöglicht und dass beide Finanzierungsinstrumente eine Kombination von privaten und öffentlichen 
Mitteln zulassen. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe wiesen jedoch darauf hin, dass das Antragsverfahren sowohl für InvestEU als auch 
für PSLF sehr kompliziert ist, was es für potenzielle Begünstigte schwierig macht, ihre begrenzten finanziellen und institutionellen 
Kapazitäten für die Nutzung der Finanzierungsinstrumente einzusetzen. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe begrüßen die gezielte 
Finanzierung für KMU und Start-ups im Rahmen von InvestEU und die Mischfinanzierung im Rahmen des PSLF. Sie sind jedoch der 
Ansicht, dass diese Instrumente von einer Ausweitung der förderfähigen Projektarten profitieren würden, damit auch kleinere Projekte und 
Kommunen sowie Projektvermittler Zugang zu JTM-Finanzmitteln aus allen drei Säulen erhalten. In Positionspapieren wurde 
auch die Notwendigkeit von Finanzierungsinstrumenten angesprochen, die besser auf die Unterstützung kleinerer Kommunen 
zugeschnitten sind. Eine flexiblere Finanzierung für kleinere Kommunen sollte mit einer klaren Kommunikation und Koordinierung der 
verfügbaren Finanzmittel und Antragsverfahren einhergehen.
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Einige Interessengruppen, wie beispielsweise die deutsche Bundesregierung, befürworten die Integration der JTM-Förderlinien in 
andere Finanzierungsinstrumente wie den EFRE oder den ESF+, um die Anzahl der EU-Fonds zu minimieren, mit der Einschränkung, 
dass Aktivitäten im Zusammenhang mit einem gerechten Übergang als separate Förderlinie für die Gebiete beibehalten werden 
können, die diese benötigen.24Andererseits betonten mehrere Mitglieder der Arbeitsgruppe, wie wichtig es sei, einen separaten 
Fonds für den justen Übergang beizubehalten, und hoben dessen einzigartige Ziele hervor, die die bestehende Kohäsionspolitik 
ergänzen – einen gezielten territorialen Ansatz auf der Grundlage der NUTS-3-Ebene und eine bessere Anpassung an die 
Bedürfnisse und Merkmale der am stärksten vom Übergang betroffenen Gebiete, die nicht durch sektororientierte 
Kohäsionspolitikfonds ersetzt werden können. Diese Position wurde von den polnischen Kohlebergbauregionen in ihrer gemeinsamen 
Erklärung zum JTF geteilt.

Mehrere Interessengruppen wiesen auf das Modell der RRF als ein System zur Bereitstellung von Mitteln hin, das die 
Umsetzung der JTF potenziell verbessern könnte. Während der Europäische Rechnungshof feststellte, dass mehr getan werden 
kann, um sicherzustellen, dass die Aufbau- und Resilienzfazilität (RRF) wirksam auf die Leistung ausgerichtet ist(26) ,und einige 
argumentieren, dass es für Schlussfolgerungen zur Umsetzung der RRF noch zu früh ist, sind die Befürworter der Ansicht, dass das 
RRF-Modell die Komplexität verringert und zu einem geringeren Verwaltungsaufwand führen kann, insbesondere im Zusammenhang 
mit dem Übergang von einer kostengebundenen Finanzierung zu einer an Meilensteinen und Zielen gekoppelten Finanzierung. 
Kritiker – wie IndustriAll und der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss – sprechen sich hingegen gegen eine Angleichung eines 
künftigen JTM an das Modell der RRF aus und verweisen auf eine unzureichende Einbeziehung der Interessenträger, das Fehlen einer 
gemeinsamen Verwaltung und das Fehlen einer Multi-Stakeholder-Governance(27)  ,(28) .

2.3 Verbesserung der Governance
Die Interessengruppen sind sich einig, dass die Wahl der Verwaltungsstruktur ein entscheidender Faktor für den Erfolg des JTM in 
den Mitgliedstaaten ist. Ineffiziente Verwaltungsmodelle haben die Wirkung des JTM in einigen JTF-Gebieten beeinträchtigt, was 
zu Verzögerungen bei der Umsetzung, bei der Auszahlung der Mittel und bei der Koordinierung zwischen regionalen und nationalen 
Behörden geführt hat. Sowohl die langsame Auszahlung der Mittel als auch die kurzen Fristen von NextGenerationEU wurden in 
den Sitzungen der Arbeitsgruppe sowie von der deutschen Bundesregierung und den Ländern regelmäßig als 
verbesserungswürdige Bereiche der JTM hervorgehoben. (29)Nur die Hälfte der Befragten der dritten Umfrage der Arbeitsgruppe 
war der Meinung, dass das derzeitige Governance-Modell in ihrer Region für eine erfolgreiche Umsetzung der JTM geeignet ist. Als 
Gründe für diese Mängel wurden eine zu stark zentralisierte Governance und eine unzureichende Zusammenarbeit zwischen nationaler 
und regionaler Ebene genannt.

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe forderten mehr Unterstützung auf regionaler Ebene, um sicherzustellen, dass ausreichende Kapazitäten für 
die Umsetzung der von den Mitgliedstaaten gewählten Verwaltungsstruktur zur Verfügung stehen. Für künftige Finanzierungszeiträume 
betonten die Mitglieder der Arbeitsgruppe, wie wichtig es ist, dass die Mitgliedstaaten die Kontrolle über ihre Verwaltungsstruktur 
behalten, und forderten Flexibilität bei der Verwaltung und die Wahrung des Partnerschaftsprinzips während der gesamten 
Umsetzung des gemeinsamen Marktmechanismus. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe sprachen sich in allen Sitzungen für 
dezentrale Governance-Modelle aus, wiesen jedoch darauf hin, dass der Erfolg solcher Modelle in hohem Maße von den 
lokalen institutionellen Kapazitäten und Erfahrungen abhängt. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe forderten zusätzliche Mittel für 
Verwaltungspersonal, um diese Ziele zu erreichen und die Governance der gemeinsamen Übergangsstrategie zu verbessern. In 
Positionspapieren wurde auch die Einrichtung nationaler Kontaktstellen oder Kommissionen für einen gerechten Übergang 
vorgeschlagen, insbesondere in Mitgliedstaaten, in denen die bestehenden Governance-Strukturen nicht ausreichen.

2.4 Stärkung des Kapazitätsaufbaus und Verringerung 
des Verwaltungsaufwands
Von Natur aus unterstützt der JTM Regionen mit begrenzten Kapazitäten, um die negativen Auswirkungen des Übergangs 
abzumildern. In einigen JTF-Gebieten werden diese Herausforderungen dank des Mechanismus zum ersten Mal angegangen. Nach 
Ansicht der WG-Mitglieder behindern aufwändige Verwaltungsprozesse und erhebliche Ressourcenlücken die Fähigkeit der JTF-Gebiete, von 
der JTM zu profitieren – Herausforderungen, von denen insbesondere kleinere Regionen betroffen sind. Die Befragten der WG-
Umfrage nannten den Mangel an lokalen Ressourcen, Kapazitäten und Fachwissen als häufigste Ressourcenlücken für die 
Umsetzung der JTM. Konkret führten die WG-Mitglieder unzureichende lokale Kapazitäten, mangelnde einschlägige Erfahrung und 
Fachwissen der Empfänger sowie mangelnde Unterstützung bei der Projektvorbereitung in einigen Regionen an.
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Abbildung 3: Ergebnis der Umfrage unter den Mitgliedern der Arbeitsgruppe, durchgeführt zur Vorbereitung der erstenSitzung der JTP-
Arbeitsgruppe „Zukunft des gerechten Übergangs“ am 5. März 2025, 31 Befragte.

Solche Hindernisse wurden auch von einem WG-Mitglied hervorgehoben, das feststellte, dass kleinere Gemeinden aufgrund von 
Kapazitätsengpässen in den acht Mitgliedstaaten, in denen sie tätig waren, Schwierigkeiten bei der Umsetzung von JTM-Projekten hatten. 
Ein anderes WG-Mitglied führte den relativen Erfolg der JTF-Umsetzung in seinem Land auf die Unterstützung potenzieller 
Förderempfänger bei der Projektbeantragung zurück. Die WG-Mitglieder betonten außerdem den Bedarf an 
Verwaltungskapazitäten auf zentraler Ebene, insbesondere wenn Mitgliedstaaten eine neue Verwaltungsbehörde oder 
Durchführungsstelle für die Umsetzung der JTF einrichten. Der hohe Verwaltungsaufwand verschärft die durch diese 
Ressourcenengpässe entstandenen Hindernisse, wie von WG-Mitgliedern und Interessenträgern wie der deutschen 
Bundesregierung festgestellt wurde. (30)

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe waren sich einig, dass die künftigen Verwaltungsverfahren für Antragsteller und Empfänger von Finanzhilfen 
so einfach wie möglich gestaltet werden sollten, um sicherzustellen, dass Regionen mit begrenzten Verwaltungskapazitäten nicht von 
der Förderung ausgeschlossen werden. Konkret nannten sie die Beschleunigung der Mittelzuweisung und der Projektgenehmigungen 
sowie die Einbeziehung kleinerer Gemeinden und Unternehmen mit begrenzten Kapazitäten als Punkte, in denen Verbesserungen 
möglich sind. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe wiesen auch regelmäßig auf die Notwendigkeit hin, die Bedingungen für staatliche 
Beihilfen zu vereinfachen, da diese Hindernisse für die Umsetzung großer, komplexer Projekte darstellen. Es ist jedoch wichtig, dass 
Vereinfachungen nicht zu Lasten der Flexibilität und Spezifität des JTM gehen, die von den Mitgliedern der Arbeitsgruppe als 
wesentliche Erfolgsfaktoren des JTM identifiziert wurden.

Der Zugang zu Unterstützung beim Kapazitätsaufbau ist für Regionen unerlässlich, um langfristige Herausforderungen des 
Übergangs wirksam bewältigen zu können. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe forderten eine verstärkte technische Hilfe, und in 
zwei Positionspapieren wurde ausdrücklich die Notwendigkeit der Fortsetzung technischer Hilfsprogramme betont – wobei das 
CEE Bankwatch Network hervorhob, dass die Transformation der Regionen langfristige Kapazitäten und Lösungen erfordert. (31) 

Inanderen Papieren wurden bestimmte Interessengruppen identifiziert, die besondere Unterstützung benötigen. Der Europäische 
Ausschuss der Regionen forderte maßgeschneiderte Schulungsprogramme für lokale Behörden, um deren Verwaltungskapazitäten zu 
verbessern, und der Europäische Gewerkschaftsbund schlug den Aufbau von Kapazitäten für Gewerkschaften zu Klimathemen als 
wesentlichen Schritt für einen gerechten Übergang vor.(32)  ,(33)
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2.5 Verbesserung der Überwachung und Transparenz
Die Verbesserung der Überwachung und Transparenz – ein Thema, das für alle EU-Fonds von Bedeutung ist – kann die Wirkung der 
künftigen Finanzhilfen für einen gerechten Übergang erhöhen. Die Überwachung der JTF ist in der Verordnung mit gemeinsamen 
Bestimmungen (Artikel 38-45) festgelegt, in der vorgesehen ist, dass während des gesamten Programmplanungszeitraums 
Fondsbewertungen durchgeführt werden, um die Wirkung zu messen und das Bewusstsein für die mit Unionsmitteln erzielten Ergebnisse 
zu schärfen. Die JTF-Verordnung stellt den JTF-Gebieten eine Reihe von Indikatoren zur Verfügung, mit denen sie die Umsetzung ihrer 
TJTP und damit auch die Umsetzung der JTF überwachen können.

Während Indikatoren den Rahmen für die Überwachung und Bewertung der Umsetzung der JTF vorgeben, fordert die JTF-
Verordnung die JTF-Gebiete auch dazu auf, Governance-Mechanismen einzurichten, von denen einige als Beobachtungsstellen für 
einen gerechten Übergang (Just Transition Observatories, JTO) bezeichnet werden, um Überwachungs- und Bewertungsprozesse 
zu entwickeln, zu überwachen und umzusetzen. Einige JTF-Gebiete nutzen die JTO als Gelegenheit, ein umfassenderes 
Überwachungssystem für einen gerechten Übergang in ihren Regionen zu entwickeln. Beispiele für solche JTOs finden sich in 
Polen (die regionale Beobachtungsstelle für den Übergangsprozess in Schlesien), Portugal (die Beobachtungsstelle für den 
gerechten Übergang in Alentejo Litoral) und Griechenland (die JTO auf Gebietsebene in Westmakedonien). In einigen Fällen übernimmt 
eine JTO auch Aufgaben, die über die Überwachung hinausgehen, wie beispielsweise in Schlesien, wo die Beobachtungsstelle auch 
Managementunterstützung leistet.

Allerdings behindern Lücken im aktuellen JTM-Überwachungsrahmen die Fähigkeit der Mitgliedstaaten, die sozioökonomischen 
und ökologischen Auswirkungen des Mechanismus zu bewerten. So schlug ein Mitglied der Arbeitsgruppe vor, dass ein künftiger 
Rahmen mehr qualitative Messgrößen enthalten sollte, und ein anderes Mitglied der Arbeitsgruppe schlug neue 
Leistungsindikatoren vor, um die Schaffung von Arbeitsplätzen, die Beschäftigung junger Menschen und die Lebensqualität zu 
erfassen, die derzeit nicht berücksichtigt werden. Das CEE Bankwatch Network hob diese Lücke ebenfalls in seinem 
Positionspapier hervor und erklärte, dass Transparenz, Rechenschaftspflicht und öffentlicher Zugang zu Informationen darüber, wie 
die JTF-Mittel verwendet wurden und welche Projekte durchgeführt wurden, für die Gestaltung einer erfolgreichen Politik für einen 
gerechten Übergang von entscheidender Bedeutung sind.34Ein WG-Mitglied erklärte außerdem, dass ohne eine Nachverfolgung 
der Auswirkungen von Projekten potenzielle Misserfolge übersehen werden könnten – wie beispielsweise die Schaffung weniger 
wünschenswerter Arbeitsplätze für Bergleute oder Umschulungsprogramme, die nicht den Anforderungen des lokalen 
Arbeitsmarktes entsprechen. Eine unzureichende Leistungsfähigkeit der Maßnahmen könnte – wenn sie nicht überwacht und erkannt 
und somit nicht behoben wird – die Dekarbonisierung und den Kohleausstieg in den Regionen behindern.

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe schlugen vor, dass künftige Finanzmittel für einen gerechten Übergang zur Einrichtung einer 
europaweiten Beobachtungsstelle verwendet werden und sich auf die Umsetzung eines besser zugeschnittenen 
Überwachungsrahmens konzentrieren sollten. Während die künftige Europäische Beobachtungsstelle für einen fairen Übergang 
(EFTO) durch die Erhebung und Bereitstellung umfassenderer Daten zu Prozessen des gerechten Übergangs – einschließlich Daten zu 
Demografie, Beschäftigung und Bildung – die Überwachung und Transparenz verbessern soll, betonten die Mitglieder der Arbeitsgruppe 
die Bedeutung regionalspezifischer Leitlinien für die Anpassung und Lokalisierung von Überwachungsrahmen, um die Umsetzung der 
TJTP auf regionaler Ebene zu unterstützen. Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss empfiehlt detaillierte 
Kartierungsmaßnahmen, um das Bewusstsein für die aktuellen und künftigen Herausforderungen und Chancen des Übergangs 
auf EU-, nationaler und regionaler Ebene zu schärfen. (35)

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe betonten, dass spezifischere und klarere Überwachungsrahmen die Fortschritte greifbarer machen 
und möglicherweise die Planung künftiger Projekte auf der Grundlage solcher Messungen fördern würden. Rund 60 % der Mitglieder der 
Arbeitsgruppe sprachen sich dafür aus, die Dekarbonisierungsverpflichtungen der JTF-Regionen zu überwachen, um die 
Auswirkungen des JTM vollständig zu verstehen. Andere äußerten Vorbehalte gegenüber einer direkten Verknüpfung der JTM-
Unterstützung mit den Ergebnissen der Dekarbonisierung und erklärten, dass die Überwachungsbemühungen auf das zentrale Ziel des 
Mechanismus – die Minderung der negativen Auswirkungen des Übergangs – konzentriert werden sollten. Wenn 
Dekarbonisierungsverpflichtungen überwacht werden sollen, muss ihrer Meinung nach darauf geachtet werden, dass ein 
Überwachungsmechanismus konzipiert wird, der der Komplexität der Erhebung korrekter Daten Rechnung trägt.
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2.6 Erweiterung des Umfangs der finanzierten Projekte
Der JTM kann zwar bereits eine Vielzahl unterschiedlicher Projektarten finanzieren, doch sein Förderbereich ermöglicht es den 
Akteuren, die für einen gerechten Übergang zuständig sind, nicht immer, den sich wandelnden Bedürfnissen der Regionen umfassend 
gerecht zu werden. Zwar besteht unter den Mitgliedern der Arbeitsgruppe Einigkeit darüber, dass eine Reform der 
Projektförderungskriterien erforderlich ist (80 % der Befragten) und dass eine Ausweitung des Anwendungsbereichs des 
Mechanismus unterstützt wird (70 % der Mitglieder der ersten und zweiten Arbeitsgruppe), doch gehen die Vorschläge für die 
Ausweitung der Projektarten, die künftig für eine Finanzierung im Rahmen der gerechten Umstellung in Frage kommen sollen, 
erheblich auseinander. Die Erkenntnisse lassen sich in fünf Hauptbereiche gruppieren: Verbesserung der Unterstützung für 
KMU und große Unternehmen, Prüfung sozialer und ökologischer Auflagen, Gewährleistung von Flexibilität bei den geförderten 
Arten von Aktivitäten und Überprüfung des Ansatzes für die Förderfähigkeit von Projekten im Zusammenhang mit fossilen 
Brennstoffen.

Abbildung 4: Ergebnis einer Umfrage unter den Mitgliedern der Arbeitsgruppe, die im Vorfeld der dritten Sitzung der JTP-Arbeitsgruppe „Zukunft der 
gerechten Wende“ am 9. April 2025 durchgeführt wurde, 26 Befragte.

Verbesserung der Unterstützung für KMU: Neue Unternehmen bergen ein großes Potenzial für die wirtschaftliche Diversifizierung 
in JTF-Gebieten, die bislang oft von einer einzigen kohlenstoffintensiven Industrie abhängig waren. Die WG-Mitglieder betonten 
wiederholt die Notwendigkeit einer gezielten Unterstützung für KMU, da sie diese als entscheidenden Faktor für die 
Wettbewerbsfähigkeit und Widerstandsfähigkeit der Region betrachten. Zwar unterstützt der JTF bereits KMU, doch wiesen die WG-
Mitglieder darauf hin, dass kleinere Unternehmen, darunter auch Start-ups, aufgrund fehlender Mittel Schwierigkeiten haben, 
Kofinanzierungen oder Überbrückungsfinanzierungen zu erhalten. Ein WG-Mitglied hob hervor, dass sich die JTM derzeit stärker auf 
Einzelprojekte konzentriert und es ihr an einer konkreten Strategie zum Aufbau von Wertschöpfungsketten für aufstrebende Industrien 
mangelt, wodurch die Auswirkungen der Expansion von KMU auf die Regionen begrenzt werden.

Verbesserung der Unterstützung für große Unternehmen: Die verstärkte Unterstützung für große Unternehmen wurde ebenfalls in 
mehreren Arbeitsgruppensitzungen als Diskussionsthema angesprochen. Mehrere Arbeitsgruppenmitglieder betonten das Potenzial 
großer Unternehmen, ausreichend Arbeitsplätze zur Deckung des lokalen Bedarfs in JTF-Gebieten zu schaffen, und sprachen sich 
für ihre Einbeziehung in den JTM aus, sofern sie ihre CO2-Emissionen reduzieren. Ein Arbeitsgruppenmitglied wies außerdem darauf hin, 
dass bei der künftigen Finanzierung des just transition berücksichtigt werden sollte, wie die Unterstützung des Übergangs 
grenzüberschreitend tätiger Unternehmen gestaltet werden kann. Ein anderes WG-Mitglied betonte den Unterschied zwischen großen 
Unternehmen in schrumpfenden Branchen, die keine Arbeitsplätze schaffen werden, und Unternehmen in transformierenden Branchen, die 
zur Entwicklung grüner Wertschöpfungsketten beitragen können. Andererseits äußerten viele WG-Mitglieder Vorbehalte hinsichtlich 
der tatsächlichen Auswirkungen solcher Unternehmen auf ihre lokalen Gemeinschaften, sowohl in Bezug auf die Schaffung von 
Arbeitsplätzen als auch auf die Entwicklung lokaler und grüner Lieferketten. Die Möglichkeit großer Unternehmen, Zugang zu 
anderen EU-Finanzierungsquellen wie dem Modernisierungsfonds oder dem Innovationsfonds zu erhalten, wurde ebenfalls 
hervorgehoben, wobei die Mitglieder der Arbeitsgruppe betonten, dass KMU im Rahmen des JTM Vorrang eingeräumt werden müsse. Es 
wurde auch vorgeschlagen, dass das JTM seine Unterstützung durch eine Unterscheidung zwischen großen Unternehmen, die 
bereits in den Anwendungsbereich anderer EU-Fonds fallen, und solchen, die direkt zu den Zielen des JTM beitragen, wie z. B. 
die Umschulung von Arbeitskräften, maßschneidern könnte.
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Untersuchung der Auflagen für die Finanzierung im Sozial- und Umweltbereich: Der Rahmen für die Kohäsionspolitik verpflichtet die 
Mitgliedstaaten zur Einhaltung des Grundsatzes „keine nennenswerte Beeinträchtigung“ (DNSH) gemäß Artikel 9 Absatz 4 der 
Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen und des Verursacherprinzips gemäß Artikel 8 Absatz 2 der JTF-Verordnung. Die 
mögliche Verknüpfung der JTM-Finanzierung mit strengeren sozialen und ökologischen Auflagen wurde in den Sitzungen der Arbeitsgruppe 
eingehend erörtert und auch in sechs Positionspapieren behandelt. Mehrere Mitglieder der Arbeitsgruppe hoben das Fehlen sozialer und 
ökologischer Auflagen als verbesserungswürdigen Bereich des JTM hervor und schlugen vor, Auflagen in Bezug auf 
schutzbedürftige Gruppen und den DNSH-Grundsatz aufzunehmen. Weitere Diskussionen der Arbeitsgruppe führten jedoch zu dem 
Konsens, dass soziale und ökologische Auflagen, die über das Verursacherprinzip hinausgehen, den Verwaltungsaufwand erhöhen und die 
Förderfähigkeit von Projekten sowie die Umsetzung des JTM behindern würden.

Gewährleistung der Flexibilität bei den geförderten Arten von Aktivitäten: Artikel 8 Absatz 2 der JTF-Verordnung legt fest, dass die 
JTF ausschließlich Aktivitäten unterstützt, die in direktem Zusammenhang mit ihrem Ziel stehen und zur Durchführung der TJTP 
beitragen. Dazu gehören produktive Investitionen in KMU zur Diversifizierung und Modernisierung der Wirtschaft sowie Investitionen in 
die Gründung neuer Unternehmen, Forschungs- und Innovationsaktivitäten und den Einsatz sauberer Energietechnologien. 
Unter anderem werden auch Investitionen in erneuerbare Energien, nachhaltige lokale Mobilität und die Verbesserung der 
Kreislaufwirtschaft unterstützt. (36)In einer Umfrage der Arbeitsgruppe forderten die Befragten mehr Flexibilität bei den Arten der 
geförderten Aktivitäten als einen Bereich, in dem die JTF verbessert werden sollte. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe waren sich 
einig, dass wichtige Projekte aufgrund der starren Förderkriterien möglicherweise keine Finanzierung erhalten. Sie forderten einen 
aktualisierten Ansatz, um die Flexibilität bei der Projektauswahl zu gewährleisten. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe betonten, wie 
wichtig es ist, einen solchen ganzheitlichen Ansatz beizubehalten, und warnten davor, die Projektauswahl auf bestimmte Sektoren zu 
beschränken. Angesichts der parallelen Forderungen nach einer Vereinfachung des JTM ist es unerlässlich, dass die Flexibilität bei der 
Projektauswahl nicht beeinträchtigt wird. Ein möglicher Ansatz könnte darin bestehen, mehr förderfähige Projektarten aufzunehmen, 
beispielsweise aus den Bereichen Gesundheitswesen und Tourismus – zwei Sektoren, die von den Mitgliedern der Arbeitsgruppe als 
besonders entwicklungswürdig hervorgehoben wurden.

Überprüfung des Ansatzes für die Förderfähigkeit von Projekten im Zusammenhang mit fossilen Brennstoffen: Die Arbeitsgruppe 
äußerte eine Reihe von Standpunkten zum Thema Förderfähigkeit fossiler Brennstoffe, und die künftige Unterstützung für einen 
gerechten Übergang muss darauf abzielen, solche Nuancen zu berücksichtigen. Viele Mitglieder der Arbeitsgruppe befürworten den 
vollständigen Ausschluss von Projekten in allen Phasen der Lieferkette fossiler Brennstoffe, da dies zu einer weiteren Abhängigkeit 
der JTF-Gebiete von fossilen Brennstoffen, einer Verlangsamung der Dekarbonisierungsbemühungen sowie zu einem direkten 
Widerspruch zu anderen EU-Politiken führen könnte. Sie weisen darauf hin, dass Projekte im Zusammenhang mit fossilen Brennstoffen – 
wie Projekte zur Abscheidung, Nutzung und Speicherung von CO₂ (CCUS) oder Projekte für blauen Wasserstoff – unverhältnismäßig teuer 
sind und bereits durch andere EU-Fonds wie den Innovations- und Modernisierungsfonds abgedeckt sind. Sie weisen ferner darauf 
hin, dass die Finanzierung von Projekten im Zusammenhang mit fossilen Brennstoffen den Übergang zu alternativen 
Wirtschaftstätigkeiten verzögern und damit den Zielen des JTM zuwiderlaufen könnte. In der Arbeitsgruppe wurden auch alternative 
Standpunkte vertreten, darunter der Vorschlag, dass solche Projekte in JTF-Gebieten viele Arbeitsplätze schaffen könnten. Die Mitglieder 
der Arbeitsgruppe, die sich für Projekte im Zusammenhang mit fossilen Brennstoffen aussprachen, schlugen vor, diese Projekte streng 
von Fall zu Fall zu prüfen und möglicherweise bestimmten Auflagen zu unterwerfen, wie beispielsweise einer begrenzten Projektdauer, 
einer Beschränkung auf bestimmte Branchen oder Regionen, die von einem niedrigeren Ausgangsniveau ausgehen.
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Fortsetzung des JTM: (Empfehlung an die EU-Ebene)

Die Fortsetzung der gezielten Unterstützung für den gerechten Übergang in Form von finanzieller und 
nichtfinanzieller Hilfe ist von entscheidender Bedeutung, um einen fairen und gerechten Übergang zu einer 
kohlenstoffarmen Wirtschaft zu gewährleisten. Die in diesem Bericht gewonnenen Erkenntnisse 
unterstreichen, dass die JTM im nächsten MFR fortgesetzt werden muss, da sie einen einzigartigen 
Mehrwert für gefährdete Regionen bietet, die unter den negativen Auswirkungen des Übergangs leiden. Ohne 
eine Fortsetzung würden die Vorteile der bisherigen JTM-Unterstützung aufgrund des langfristigen 
Charakters des Übergangs verloren gehen, und das Bekenntnis der EU, niemanden und keine Region 
zurückzulassen, würde in Frage gestellt. Die rechtzeitige Verabschiedung der JTF-Verordnung ist für die 
Mitglieder der Arbeitsgruppe von besonderer Bedeutung, wobei über 90 % von ihnen diesen Punkt 
hervorheben. Verzögerungen bei der Verabschiedung können die JTF-Gebiete bei der Umsetzung ihrer 
gerechten Übergänge erheblich behindern.

Beibehaltung des territorialen Ansatzes: (Empfehlung an die EU und die nationalen Behörden)

Als eines der von den Mitgliedern der Arbeitsgruppe und in den Positionspapieren unterstützten 
Schlüsselelemente muss der territoriale Ansatz des JTM in künftigen Finanzierungszeiträumen beibehalten 
werden. Dazu gehört auch, dass die Mitgliedstaaten weiterhin TJTPs entwickeln müssen und die Zuweisung von 
Mitteln auf der NUTS-Ebene 3 oder darunter sichergestellt wird. Dieser ortsbezogene Ansatz ist ein wesentlicher 
Erfolgsfaktor, der es der EU und den Mitgliedstaaten ermöglicht, die am stärksten benachteiligten Regionen und 
Gemeinden gezielt zu unterstützen. Er gewährleistet außerdem einen ganzheitlichen Ansatz für den lokalen 
Wandel im Gegensatz zu sektorspezifischen Maßnahmen.

Aktive Einbindung der Interessenträger fortsetzen: (Empfehlung an die EU, die nationalen, regionalen und 
lokalen Ebenen)

Die erfolgreiche Einbindung einer Vielzahl lokaler und regionaler Interessenträger während der Planung und 
Umsetzung der gemeinsamen Übergangsmaßnahmen muss auch bei der künftigen Finanzierung einer 
gerechten Energiewende oberste Priorität haben. Die direkte Beteiligung (sowohl beratend als auch 
repräsentativ) wichtiger Interessenträger – wie Arbeitnehmer, Gewerkschaften, KMU, Hochschulen, 
Nichtregierungsorganisationen, Organisationen der Zivilgesellschaft, Jugendverbände, Sozialpartner und Anwohner – 
in allen Phasen ist für einen wirksamen und inklusiven regionalen Übergang, bei dem wirklich niemand 
zurückgelassen wird, von entscheidender Bedeutung. Dieser umfassende und proaktive Ansatz muss durch 
ausreichende Finanzmittel der Kommission unterstützt werden, um die ohnehin begrenzten Kapazitäten der 
nationalen und lokalen Behörden zu ergänzen. Es ist jedoch auch wichtig, dass die Mitgliedstaaten Flexibilität bei 
der Einbeziehung der Interessenträger bewahren, sofern diese umfassend ist und den Anforderungen der 
Kohäsionspolitik in diesem Bereich entspricht. So können die Prozesse an die bestehenden Strukturen eines 
Landes und die Bedürfnisse eines bestimmten JTF-Gebiets angepasst werden. Die Mitgliedstaaten sollten den 
Schwerpunkt auf die Einbeziehung lokaler und potenziell marginalisierter Stimmen legen, beispielsweise von Frauen, 
jungen Menschen und Menschen mit Behinderungen. Die Entwicklung der TJTP muss weiterhin auf den 
Interessenträgern vor Ort aufbauen und diese aktiv in die Planung, Umsetzung, Überwachung und Bewertung 
des gerechten Übergangs einbeziehen. Eine enge Zusammenarbeit mit Vertretern der Europäischen 
Kommission ist von entscheidender Bedeutung, um den persönlichen, praxisorientierten Ansatz beizubehalten, 
den die Mitglieder der Arbeitsgruppe stets geschätzt haben. Schließlich sollte die Einbeziehung der 
Interessenträger als strukturierter Feedback-Mechanismus während der gesamten Umsetzungsphase verstärkt 
werden, um kontinuierliches Lernen, eine anpassungsfähige Planung und die Abstimmung der sich wandelnden 
regionalen und lokalen Bedürfnisse auf die politischen Maßnahmen zu unterstützen.

Kapitel 3: Empfehlungen
Die Beiträge der WG-Mitglieder und die aus den Positionspapieren der Interessengruppen zusammengetragenen Informationen vermitteln ein 
klares Bild davon, wie die gerechte Energiewende in der Europäischen Union vorangebracht werden kann. Aus diesen 
Erkenntnissen wurden Empfehlungen abgeleitet, um die erfolgreichen Elemente des aktuellen JTM fortzuführen und Bereiche zu 
verbessern, in denen die Finanzierungs- und Regulierungsrahmen besser an die sich wandelnden Bedürfnisse der Regionen im 
Umbruch angepasst werden sollten. Die relevante Regierungsebene, an die sich diese Empfehlungen richten, ist kursiv angegeben.
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Sicherstellung einer gezielten Finanzierung: (Empfehlung an die EU und die nationalen Behörden)

Es wird empfohlen, die Unterstützung für soziale Bedürfnisse insgesamt zu erhöhen, insbesondere durch 
höhere Investitionen in Bildungseinrichtungen und die Entwicklung von Kompetenzen. Um künftige Lücken 
in der sozialen Unterstützung zu vermeiden, sollte die EU alle Mitgliedstaaten verpflichten, 
schutzbedürftigen Gruppen Vorrang einzuräumen und gezielte Maßnahmen zur Unterstützung der am 
stärksten gefährdeten Personen im jeweiligen JTF-Gebiet zu formulieren. Wirksame Verwaltungsstrukturen, 
die auf eine proaktive Beteiligung lokaler Interessenträger ausgerichtet sind, werden ebenfalls zur sozialen 
Inklusion beitragen. Darüber hinaus sollte die künftige wirtschaftliche Unterstützung gezielter ausgerichtet sein, 
um den unterschiedlichen sektoralen und geografischen Übergangsbedürfnissen Rechnung zu tragen. Dies 
sollte einen differenzierteren Ansatz hinsichtlich der Bedürfnisse verschiedener Sektoren bei der Prüfung der 
Förderfähigkeit von Projekten umfassen. Bei der Unterstützung für einen gerechten Übergang sollte zwischen 
Sektoren unterschieden werden, die sich von fossilen Brennstoffen verabschieden müssen, aber 
voraussichtlich weiterbestehen werden – wie die Stahl- oder Automobilindustrie –, und Sektoren, die vollständig 
abgeschafft werden sollen, wie der Kohlebergbau. Diese Unterscheidung würde dazu beitragen, dass die 
Unterstützung strategisch auf Projekte ausgerichtet wird, die zur langfristigen Widerstandsfähigkeit der 
Regionen beitragen.

Entwicklung von Governance-Modellen: (Empfehlung an die EU, nationale und regionale Ebene)

Die Europäische Kommission sollte den Mitgliedstaaten weiterhin die Gestaltung ihrer eigenen Governance-
Strukturen überlassen und gleichzeitig zusätzliche Unterstützung zur Stärkung der institutionellen Kapazitäten 
auf regionaler Ebene bereitstellen. Dies könnte die Bereitstellung zusätzlicher Mittel für Verwaltungspersonal 
umfassen. Die nationalen Behörden werden aufgefordert, die regionalen und lokalen Behörden formell in die 
Governance-Modelle für einen gerechten Übergang einzubeziehen und sicherzustellen, dass die 
Entscheidungsbefugnisse an die Behörde mit den entsprechenden Kenntnissen und Kapazitäten übertragen 
werden. Der Zusammenarbeit und besseren Koordinierung zwischen den verschiedenen Governance-
Ebenen sowie der Einbeziehung lokaler Interessenträger sollte ebenfalls Vorrang eingeräumt werden. Bei 
Bedarf sollten nationale, regionale und lokale Behörden gezielt unterstützt werden, um Entscheidungen 
über die Governance-Struktur zu erleichtern. Neben der fortgesetzten aktiven Einbeziehung der Interessenträger 
muss auch die direkte Einbeziehung der regionalen und lokalen Ebene in die Governance-Modelle für einen 
gerechten Übergang gewährleistet werden.

Verbesserung der Finanzierungsmodelle: (Empfehlung an die EU, die regionalen und nationalen Ebenen)

Die Kommission sollte die Koordinierung zwischen den verschiedenen sich ergänzenden JTM-
Finanzierungsinstrumenten verbessern, indem sie administrative und kapazitätsbezogene Hindernisse beseitigt. Dies 
würde es einer breiteren Gruppe öffentlicher und privater Akteure in JTF-Gebieten ermöglichen, die Instrumente 
InvestEU und PSLF besser zu nutzen. Die Europäische Kommission sollte auch prüfen, wie eine Finanzierung 
für einen gerechten Übergang am besten bereitgestellt werden kann. Einige Mitglieder der Arbeitsgruppe 
sprachen sich dafür aus, den JTF als separaten Fonds beizubehalten, während andere es für sinnvoll 
halten, die Finanzierung für einen gerechten Übergang in andere Instrumente zu integrieren. Es wurde auch 
die Nutzung eines leistungsbasierten Bereitstellungssystems nach dem Vorbild der RRF diskutiert, wobei die 
Mitglieder der Arbeitsgruppe darauf hinwiesen, dass dies nicht zu Lasten der Transparenz und der Multi-
Stakeholder-Governance bei der Umsetzung der JTM gehen sollte.

Stärkung der Unterstützung beim Kapazitätsaufbau und Verringerung des Verwaltungsaufwands:
(Empfehlung an die EU, nationale und regionale Ebene)

Die künftige Unterstützung für einen gerechten Übergang muss die in diesem Bericht festgestellten 
anspruchsvollen Verwaltungsverfahren und Ressourcenlücken berücksichtigen. Die Unterstützung beim 
Kapazitätsaufbau, einschließlich hochwertiger technischer Hilfe und Schulungen für lokale und regionale 
Behörden, muss daher fortgesetzt und bei Bedarf verstärkt werden. Diese Unterstützung muss auf die 
Bedürfnisse der lokalen Behörden zugeschnitten sein, was am besten durch deren Einbeziehung in die 
Gestaltung der Unterstützungsprogramme erreicht werden kann. Gleichzeitig müssen die Verwaltungsverfahren 
nach Möglichkeit vereinfacht werden. Auf EU-Ebene sind vereinfachte und klare regulatorische Anforderungen 
erforderlich. Auf nationaler und/oder regionaler Ebene können vereinfachte und gestraffte Verfahren für die 
Verwaltung und Kontrolle der Finanzmittel zu einer klaren Governance und einer schnelleren Projektauswahl und 
-durchführung führen. Die Vorschriften für staatliche Beihilfen müssen ebenfalls vereinfacht und an die JTF-
Gebiete angepasst werden, um die Umsetzung eines gerechten Übergangs im Einklang mit den laufenden EU-
Prozessen zu fördern. Diese Vereinfachungen dürfen jedoch die Flexibilität und Spezifität des JTM nicht 
beeinträchtigen.
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Angleichung des Umfangs förderfähiger Projekte:

Die Auswahl der Projekte entscheidet letztendlich darüber, ob die JTM ihre beabsichtigten Auswirkungen 
erzielen kann. Daher ist es von entscheidender Bedeutung, dass Lücken im Förderbereich bei künftigen 
Finanzhilfen für einen gerechten Übergang geschlossen werden, um die Wirtschaft zu diversifizieren und 
das Potenzial für eine grüne Industrie in den JTF-Gebieten zu erhalten. Die Empfehlungen zu diesen Aspekten 
wurden anhand der in den Arbeitsgruppensitzungen und Positionspapieren identifizierten Schlüsselbereiche 
unterteilt:

• Verbesserung der Unterstützung für KMU: (Empfehlung an die EU, die Mitgliedstaaten und die Regionen) Die 
Mitgliedstaaten sollten in ihre Pläne für einen gerechten Übergang einen konkreten Ansatz zum Aufbau von 
Wertschöpfungsketten in aufstrebenden Wirtschaftszweigen und zur Diversifizierung der Wirtschaft 
aufnehmen. Dieser sollte einen ganzheitlichen Ansatz zur Bewältigung der Herausforderungen für KMU 
umfassen. Darüber hinaus muss der Zugang zu Finanzmitteln für kleinere Unternehmen verbessert 
werden, beispielsweise durch Überbrückungsfinanzierungen für Start-ups und kleinere Unternehmen, den 
Abbau von Kofinanzierungshindernissen und die Erhöhung der Ex-ante-Finanzierungs- und 
Vorfinanzierungssätze.

• Überarbeitung der Unterstützung für große Unternehmen: (Empfehlung an nationale und regionale Ebene) 
Große Unternehmen sollten nur dann in der Planung für einen gerechten Übergang berücksichtigt werden, 
wenn sie den Ausstieg aus fossilen Brennstoffen schaffen, attraktive und dauerhafte Arbeitsplätze bieten 
und neue Wertschöpfungsketten und grüne Industrien in ihre Regionen bringen. Viele Mitglieder der 
Arbeitsgruppe waren sich einig, dass große Unternehmen (i) nicht gegenüber KMU bevorzugt behandelt 
werden sollten, (ii) von großen Unternehmen entwickelte Projekte, die durch den JTM unterstützt werden, 
überarbeitet werden sollten, um Überschneidungen mit anderen EU-Fonds zu vermeiden, und (iii) es von 
entscheidender Bedeutung ist, dass die Unterstützung weiterhin auf die Projekte mit der größten Wirkung 
ausgerichtet bleibt.

• Gewährleistung der Flexibilität bei den geförderten Arten von Aktivitäten: (Empfehlung an die EU, nationale 
und regionale Ebene) Die Kommission sollte die Mitgliedstaaten und regionalen Behörden auffordern, in ihren 
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen für die JTF klare Projektkriterien festzulegen, in denen sie 
darlegen müssen, wie sie die Entwicklung umfassender wirtschaftlicher Ökosysteme in ihren Regionen 
unterstützen werden. Dieser Ansatz wird eine ganzheitlichere und zielorientiertere Projektauswahl fördern. In 
diesem Zusammenhang ist es von entscheidender Bedeutung, die Flexibilität des JTM bei der Unterstützung 
sowohl harter als auch weicher Maßnahmen zu bewahren. Die Kommission kann auch eine Ausweitung der 
geförderten Arten von Aktivitäten prüfen, wobei mehrere Mitglieder der Arbeitsgruppe empfehlen, Projekte im 
Bereich Gesundheitswesen und Tourismus förderfähig zu machen.

• Überprüfung der Förderfähigkeit von Projekten im Zusammenhang mit fossilen Brennstoffen: (Empfehlung an 
die EU und die nationalen Behörden) Viele Mitglieder der Arbeitsgruppe waren sich einig, dass Projekte im 
Zusammenhang mit fossilen Brennstoffen weiterhin von einer Förderung im Rahmen der gemeinsamen 
Technologieplattformen ausgeschlossen bleiben sollten. Einige Mitglieder der Arbeitsgruppe wiesen darauf 
hin, dass diese Projekte unter strengen Voraussetzungen im Einzelfall geprüft werden könnten. Projekte im 
Zusammenhang mit fossilen Brennstoffen, die bereits für eine Förderung aus den Innovations- und 
Modernisierungsfonds in Frage kommen – wie CCUS und Infrastruktur für blauen Wasserstoff –, sollten keine Mittel 
aus dem JTM und dessen vorrangigem Ziel, den sozioökonomischen Auswirkungen der Energiewende 
entgegenzuwirken, abziehen.

Verbesserung der Überwachung und Transparenz: (Empfehlung an die EU, die nationalen und regionalen 
Behörden)

Während das künftige Überwachungsinstrument EFTO von den Mitgliedstaaten als Quelle für konkrete 
Informationen über die Fairnessaspekte ihres gerechten Übergangs genutzt werden kann, sollte die 
Kommission auch klare Leitlinien für JTF-Gebiete zur Entwicklung lokaler Überwachungsrahmen zur Unterstützung 
der Umsetzung der TJTP bereitstellen. Die Überwachung und Transparenz könnten auch durch die Einführung 
einer unabhängigen Bewertung der Auswirkungen der JTF in künftigen Finanzierungszeiträumen weiter 
gestärkt werden.
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Anhang
Liste der Mitglieder der Arbeitsgruppe des ersten und zweiten 
Kreises
Die Mitglieder der Arbeitsgruppen kommen aus nationalen, regionalen und lokalen Behörden, Verbänden, die regionale, lokale, 
städtische und andere öffentliche Behörden vertreten, Organisationen, die Wirtschafts- und Sozialpartner vertreten, sowie 
Einrichtungen der Zivilgesellschaft, wie beispielsweise Nichtregierungsorganisationen. Weitere Informationen zu den Arbeitsgruppen finden 
Sie hier.

Erster Kreis
Die Kernmitglieder, die sogenannten Mitglieder des ersten Kreises, gestalten, steuern und führen die Arbeit der Gruppe aktiv mit und 
unterstützen Maßnahmen in der Umsetzungsphase.

Name Land Zugehörigkeit
Alexandru-Mihai 
Kelemen

Rumänien Verband für integrierte territoriale Entwicklung des Jiu-Tals

Adam Drobniak Polen Wirtschaftsuniversität Katowice, Fakultät für Raumwirtschaft und Regionen im Wandel

Corinna Zierold EU Europäische Industriegewerkschaft

Csaba Vaszkó Ungarn Universität Pécs

Eglė Jankauskienė Litauen JSC Akmenės Cementas

Grzegorz Trefon Polen Gewerkschaftsverband KADRA

Ján Stano Slowakei Ministerium für Investitionen, regionale Entwicklung und Informatisierung

Janja Burkelc Slowenien Entwicklungsagentur der Region Savinjsko-Šaleška

Karen Somers Irland Ministerium für Umwelt, Klima und Kommunikation

Lidia Greco Italien Universität Bari Aldo Moro

Mags Bird EU WWF

Małgorzata Misiak Polen Marschallamt der Woiwodschaft Łódź

Miłosława Stępień 
(Vorsitzende)

EU CEE Bankwatch Network

Nikolaos Mantzaris Griechenland The Green Tank

Patrik Pizinger Tschechische Republik Stadt Chodov

Radana Leistner 
Kratochvílová 
(Vorsitzende)

Tschechische Republik Umweltministerium

Rumyana Grozeva Bulgarien Agentur für regionale Wirtschaftsentwicklung Stara Zagora

Tjeerd van Loosbroek Niederlande Provinz Nordbrabant

Vedran Kršek Kroatien Ministerium für regionale Entwicklung und EU-Fonds

Walter Meloni Italien MIRA-Netzwerk

Ylva Sardén Schweden Region Norrbotten

Hubert Strauss 
(Beobachter)

EU Europäische Investitionsbank

Jeroen Vandeur 
(Beobachter)

EU Europäischer Ausschuss der Regionen

Stavros Spyridakos 
(Arbeitsgruppe 
„Einbindung der 
Interessenträger“)

EU Institut für europäische Energie- und Klimapolitik

Marcin Baron 
(Arbeitsgruppe 
„Einbeziehung von 
Interessenträgern“)

Polen Wirtschaftsuniversität Katowice

https://ec.europa.eu/regional_policy/funding/just-transition-fund/just-transition-platform/groups_en
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Zweiter Kreis
Ein zweiter Kreis enger Beobachter beteiligt sich ad hoc an einigen Arbeiten der Gruppe und wird regelmäßig konsultiert.

Name Land Zugehörigkeit
Anna Dudek Polen Marschallamt der Woiwodschaft Schlesien

Anna Kerékgyártó EU Europäisches Netzwerk chemischer Regionen

Aurelija 
Kazlauskienė

Litauen Ministerium für Wirtschaft und Innovation

Dimitrios Kouras Griechenland Stiftung zur Förderung des Unternehmertums

Eleftherios Ioannidis Griechenland Ökologische Bewegung von Kozani

Eva Korfova Tschechische Republik Region Sokolov

Frank Mennega Niederlande Provinz Groningen

Ioannis Kostarellas Griechenland Just Transition Institute Griechenland

Jan Bondaruk Polen Zentrales Bergbauinstitut

Justyna Lasak Polen Marschallamt der Woiwodschaft Niederschlesien

Katarzyna 
Kuczyńska-Budka

Polen Schlesischer Verband der Gemeinden und Landkreise

Katarzyna Smętek Polen Energieforum

Loriana Farkas Rumänien Verein Sozialinstitut des Jiu-Tals

Lucie Hromková Tschechische Republik Ministerium für regionale Entwicklung

Marta Schulte-
Fischedick

EU Sekretariat der Energiegemeinschaft

Martin Šikovc Slowenien Agentur für regionale Entwicklung Zasavje

Mateusz Kowalik Polen Polnisches Grünes Netzwerk

Tomáš Burdych Tschechische Republik Ministerium für regionale Entwicklung

Zdenek Hušek Tschechische Republik Innovationszentrum der Region Ústí

WG-Moderatoren des JTP-Sekretariats
Emma Krause – JTP-Sekretariat, Co-Leiterin der Arbeitsgruppe „Zukunft der gerechten Transformation“ 

Clara Casert – JTP-Sekretariat, Co-Leiterin der Arbeitsgruppe „Zukunft der gerechten Transformation“ 

Moritz Schäfer – JTP-Sekretariat, Projektmanager

Larissa Oppermann – JTP-Sekretariat Aileas 

Macdonald – JTP-Sekretariat Valerie 

Ziegler – JTP-Sekretariat Elodie Salle – 

JTP-Sekretariat
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Positionspapiere, die bei der GD REGIO eingereicht wurden
Zivilgesellschaftliche Organisationen
• CEE Bankwatch Network (2024). Schriftlicher Beitrag nach der Konsultation der Interessenträger zur Stellungnahme des Ausschusses 

der Regionen „Ein gerechter Übergang für alle EU-Regionen“.

• Climate Action Network Europe (2024). Brief an den Präsidenten der Europäischen Kommission.

• Europäische Allianz für einen gerechten Übergang (2025). Die Vision der Europäischen Allianz für einen gerechten Übergang für den EU-Zyklus 
2024–2029 und darüber hinaus.

• Koalition deutscher Nichtregierungsorganisationen (2024). Forderung nach einem europäischen grünen und sozialen Deal.

• Polnisches Grünes Netzwerk (2024). Neuer Fonds für einen gerechten Übergang – Polen muss dafür kämpfen!

• Projekt „Just Transitions and Empowerment Against Energy Poverty” (JUSTEM) (2024). Unterstützung der Umsetzung eines gerechten 
Übergangs in Kohlebergbauregionen.

• Solidar (2024). Vorschläge von Solidar zur Stärkung eines gerechten Übergangs in der nächsten Amtszeit der Europäischen Kommission.

• Stiftung für Europäische Progressive Studien, Friedrich-Ebert-Stiftung, Projekt SEER, Systems Transformation Hub, PEAS Centre, 
Environmental Change Institute und Internationales Institut für Angewandte Systemanalyse (2025). Erwartete Auswirkungen des Green 
Deal-Industrieplans auf den Arbeitsmarkt.

• 240 Akteure aus den Kohleregionen, darunter Vertreter lokaler, regionaler und nationaler Behörden, Nichtregierungsorganisationen, 
öffentlicher Finanzinstitutionen und des Privatsektors (2024). Zusammenfassung des jährlichen politischen Dialogs in Velenje.

Industrie
• Lobbyorganisationen der Chemie-, Aluminium- und Elektrizitätsindustrie (2024). Antwerpener Dialog über industrielle Elektrifizierung und 

Wettbewerbsfähigkeit.

• 29 wichtige Akteure aus dem europäischen Agrar- und Lebensmittelsektor, der Zivilgesellschaft, ländlichen Gemeinden und der 
Wissenschaft (2024). Strategischer Dialog über die Zukunft der EU-Landwirtschaft.

Gewerkschaften
• Europäischer Gewerkschaftsbund (2024). Industriepolitik für hochwertige Arbeitsplätze – Ein politischer Rahmen und einen gerechten 

Übergang eine Richtlinie für zur Antizipation und Bewältigung des Wandels.

• IndustriAll (2024). Ein europäischer Investitionsplan für gute Arbeitsplätze in der Industrie.

Nationale und regionale Behörden
• Regionale Vertreter aus 22 Regionen des Fonds für einen gerechten Übergang (2024). „Erklärung zum jährlichen politischen Dialog in 

Karlsbad“ und die Notwendigkeit einer Stärkung des gerechten Übergangs in den von der Dekarbonisierung betroffenen Regionen.

• Die Bundesregierung und die Länder Deutschlands (2024). Gemeinsame Erklärung der Bundesregierung und der Länder zur EU-
Kohäsionspolitik nach 2027

• Marschallamt der Woiwodschaft Schlesien (2025). Schreiben an den Exekutiv-Vizepräsidenten für einen sauberen, gerechten und 
wettbewerbsfähigen Wandel.

• Marschallamt der Woiwodschaft Schlesien (2024). Schreiben an Premierminister Donald Tusk zum Fonds für einen gerechten Übergang 
nach 2027.

• Verband der Gemeinden in den Niederlanden, Verband der Provinzbehörden und niederländische Regierung (2024). Kohäsionspolitik nach 
2027 – Gemeinsame Vision der niederländischen Zentral-, Regional- und Kommunalverwaltung.

Politische Fraktionen
• Fraktion der Europäischen Volkspartei (2024). Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Automobilindustrie.

https://caneurope.org/content/uploads/2024/09/can_europe_letter_to_ec_president.pdf
https://alliancejusttransition.eu/wp-content/uploads/2025/02/Vision-Just-Transition-final-EN-09FEB2025.pdf
https://alliancejusttransition.eu/wp-content/uploads/2025/02/Vision-Just-Transition-final-EN-09FEB2025.pdf
https://www.bnw-bundesverband.de/sites/default/files/inline-files/240613-Appell-Green-Deal-Social-Deal-final.pdf
https://sprawiedliwa-transformacja.pl/wp-content/uploads/2024/07/Nowy-Fundusz-Sprawiedliwej-Transformacji-Polska-musi-o-niego-zawalczy%C4%87_briefing-Polskiej-Zielonej-Sieci.pdf
https://ieecp.org/publications/supporting-the-implementation-of-just-transitions-in-coal-regions/
https://ieecp.org/publications/supporting-the-implementation-of-just-transitions-in-coal-regions/
https://justclimate.fes.de/e/expected-labour-market-effects-of-the-green-deal-industrial-plan.html
https://justclimate.fes.de/e/expected-labour-market-effects-of-the-green-deal-industrial-plan.html
https://www.eurelectric.org/publications/antwerp-dialogue-on-industrial-electrification-competitiveness-recommendations/
https://www.eurelectric.org/publications/antwerp-dialogue-on-industrial-electrification-competitiveness-recommendations/
https://agriculture.ec.europa.eu/overview-vision-agriculture-food/main-initiatives-strategic-dialogue-future-eu-agriculture_en
https://www.etuc.org/sites/default/files/document/file/2024-06/EN%20-%20Adopted%20Resolution%20-%20A%20Just%20Transition%20policy%20framework%20and%20Directive%20to%20anticipate%20and%20manage%20change_0.pdf
https://www.etuc.org/sites/default/files/document/file/2024-06/EN%20-%20Adopted%20Resolution%20-%20A%20Just%20Transition%20policy%20framework%20and%20Directive%20to%20anticipate%20and%20manage%20change_0.pdf
https://news.industriall-europe.eu/documents/upload/2024/12/638695215284188117_Adopted_-_A_European_investment_plan_for_good_industrial_jobs_-_EN.pdf
https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVII/EU/177790?selectedStage=100
https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVII/EU/177790?selectedStage=100
https://www.bmwk.de/Redaktion/EN/Downloads/S-T/statement-cohesion-policy-beyond-2027.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.bmwk.de/Redaktion/EN/Downloads/S-T/statement-cohesion-policy-beyond-2027.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.government.nl/documents/reports/2024/10/04/vision-paper-cohesion-policy-post-2027
https://www.government.nl/documents/reports/2024/10/04/vision-paper-cohesion-policy-post-2027
https://www.eppgroup.eu/newsroom/epp-group-position-paper-securing-the-competitiveness-of-the-european-automotive-industry
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Europäische Institutionen
• Generalsekretariat des Rates (2024). AOB für die Tagung des Rates (Umwelt) am 17. Dezember 2024 – Notwendigkeit, eine 

Schwächung der Automobilhersteller durch Strafen zu vermeiden und gleichzeitig die Ziele und Ambitionen der Verordnung über CO2-
Normen für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge beizubehalten.

• Europäischer Ausschuss der Regionen (2024). Stellungnahme – Ein gerechter Übergang für alle Regionen der EU.

• Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss (2024). Stellungnahme – Auf dem Weg zu einem Legislativvorschlag für einen gerechten 
Übergang und zu EU-Politikinstrumenten für einen sozialeren europäischen Grünen Deal.

• Europäischer Parlamentarischer Forschungsdienst (2025). Die Zukunft der Kohäsionspolitik – Aktueller Stand der Debatte.

• Ausschuss für regionale Entwicklung (REGI) und Ausschuss der Regionen, Fachkommission für Kohäsionspolitik (COTER) (2024). 
Zusammenfassender Bericht über die jährliche gemeinsame Sitzung von REGI und COTER zur Zukunft der Kohäsionspolitik nach 2027.

Weitere in der Arbeitsgruppe geteilte Dokumente
Zivilgesellschaftliche Organisationen
• Polnisches Grünes Netzwerk (2025). Stimmen aus den Regionen, die vom Fonds für einen gerechten Übergang abgedeckt sind.

• Gemeinsame Erklärung von 42 zivilgesellschaftlichen Organisationen (2024). Das Versprechen einhalten: Warum der Fonds für einen 
gerechten Übergang werden mussim nächsten EU-Haushalt beibehalten .

• WWF (2025). Eine Investitionskommission für den ökologischen Wandel: Nächste Schritte für die öffentlichen Finanzen der EU.

Nationale und regionale Behörden
• Marschallämter von Großpolen, Oberschlesien, Niederschlesien, Łódź und Kleinpolen. Gemeinsame Erklärung zur Fortsetzung der 

Unterstützung aus dem Fonds für einen gerechten Übergang nach 2027 für Regionen, die sich vom Kohleabbau verabschieden, damit 
keine Region zurückbleibt.

https://cor.europa.eu/en/our-work/opinions/cdr-0424-2024
https://www.eesc.europa.eu/en/our-work/opinions-information-reports/opinions/towards-just-transition-legislative-proposal-and-eu-policy-tools-enable-more-social-european-green-deal
https://www.eesc.europa.eu/en/our-work/opinions-information-reports/opinions/towards-just-transition-legislative-proposal-and-eu-policy-tools-enable-more-social-european-green-deal
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2025/767217/EPRS_BRI(2025)767217_EN.pdf
https://zielonasiec.pl/wp-content/uploads/2025/03/Glosy-z-regionow-objetych-Funduszem-Sprawiedliwej-Transformacji_Polska-Zielona-Siec_Instytut-Reform_marzec-2025-1.pdf
https://eeb.org/wp-content/uploads/2024/09/2024_09_18_Keeping-the-promise_Why-the-Just-Transition-Fund-must-be-maintained.pdf
https://eeb.org/wp-content/uploads/2024/09/2024_09_18_Keeping-the-promise_Why-the-Just-Transition-Fund-must-be-maintained.pdf
https://wwfeu.awsassets.panda.org/downloads/wwf-mff-position-paper_executive-summary.pdf
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Endnoten
1. Europäische Kommission (2025). Der Pakt für eine saubere Industrie: Ein gemeinsamer Fahrplan für 

Wettbewerbsfähigkeit und Dekarbonisierung.

2. Ebd.

3. Europäische Kommission (2025). Ein EU-Kompass zur Wiedererlangung der Wettbewerbsfähigkeit und zur Sicherung nachhaltigen 
Wohlstands.

4. Europäisches Parlament, Referat für Haushaltsfragen (2017). Der nächste mehrjährige Finanzrahmen (MFR) und 
seine Laufzeit.

5. Europäische Kommission (2025). Eine modernisierte Kohäsionspolitik: Die Halbzeitüberprüfung.

6. Die Bundesregierung und die Länder (2024). Gemeinsame Erklärung der Bundesregierung und der Länder zur EU-Kohäsionspolitik 
nach 2027.

7. Regionale Vertreter aus 22 Regionen des Fonds für einen gerechten Übergang (2024) „Erklärung “ und die Notwendigkeit einer 
Stärkung des gerechten Übergangs in den von der Dekarbonisierung betroffenen Regionen.zum jährlichen politischen Dialog 
in Karlsbad

8. Europäischer Ausschuss der Regionen (2024). Stellungnahme – Ein gerechter Übergang für alle EU-Regionen.

9. Ausschuss für regionale Angelegenheiten des Europäischen Parlaments (REGI) und Ausschuss für territoriale Kohäsionspolitik des 
Ausschusses der Regionen (COTER) (2024). Zusammenfassender Bericht über die jährliche gemeinsame Sitzung von REGI und 
COTER zur Zukunft der Kohäsionspolitik nach 2027.

10. CEE Bankwatch Network (2024). Schriftlicher Beitrag nach der Konsultation der Interessenträger zur Stellungnahme des 
Ausschusses der Regionen „Ein gerechter Übergang für alle Regionen der EU“.

11. Marschallamt der Woiwodschaft Schlesien (2025). Schreiben an den Exekutiv-Vizepräsidenten für einen sauberen, gerechten und 
wettbewerbsfähigen Wandel.

12. Polnisches Grünes Netzwerk (2024). Neuer Fonds für einen gerechten Übergang – Polen muss dafür kämpfen!

13. Ausschuss für regionale Entwicklung des Europäischen Parlaments (REGI) und Ausschuss für die Kohäsionspolitik des Ausschusses 
der Regionen (COTER) (2024). Zusammenfassender Bericht über die jährliche gemeinsame Sitzung von REGI und COTER zur 
Zukunft der Kohäsionspolitik nach 2027.

14. Marschallamt der Woiwodschaft Schlesien (2025). Schreiben an den Exekutiv-Vizepräsidenten für einen sauberen, gerechten und 
wettbewerbsfähigen Übergang.

15. The Green Tank (2020). Auf dem Weg zu einer gerechteren Verteilung des Fonds für einen gerechten Übergang.

16. CEE Bankwatch Network (2024). Schriftlicher Beitrag nach der Konsultation der Interessenträger zur Stellungnahme des AdR „Ein 
gerechter Übergang für alle EU-Regionen“.

17. Die Bundesregierung und die Länder (2024) Gemeinsame Erklärung der Bundesregierung und der Länder zur EU-Kohäsionspolitik 
nach 2027

18. CEE Bankwatch Network (2024) Schriftlicher Beitrag nach Konsultation der Interessenträger zur Stellungnahme des 
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